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Attraktivität des Landes für Ausländer vermindern 
Massnahmen zur Beschränkung des Ausländer-Zuzugs über das Gewerbegesetz 

Der Landtag hat in seiner letzten Sitzung 
vor Weihnachten zwei Regierungsvorla­
gen — die Abänderung des Gewerbe- und 
des Grundverkehrsgesetzes — verab­
schiedet, die in ihrem Grundsatz der Re­
gierung ein Instrument für eine restriktiv 
vere Ausländerpolitik in die Hand geben. 
Die Verdoppelung des Wohnsitzerforder­
nisses auf zehn Jahre, bevor durch eine 
ausländische Person ein Grundstück er­
worben oder eine Gewerbebewilligung 
beantragt werden kann, stellt eine erste 
Massnahme zu der von deir Regierung am 
9. September herausgegebenen Verord­
nung dar, deren Ziel es ist, die Zahl der 
Ausländer in ein ausgewogenes Verhält­
nis zur Gesamtbevölkerung zu bringen — 
wobei nach dem Verordnungstext als 
«ausgewogenes Verhältnis» ein Anteil 
von Ausländen) von «höchstens einem 
Drittel der Gesamtbevölkerung» gilt. 

Diese Massnahme, einerseits im Rah­
men der Gewerbebewilligungen, ande­
rerseits beim Grunderwerb, sind freilich 
allein nicht in der Lage, das Ausländer­
problem zu lösen, sie können jedoch, wie 
Regierungschef-Stellvertreter Hilmar 
Ospelt vor dem Landtag ausführte, der 
wachsenden Zahl der Neuzuzüger entge­
genwirken, indem sie die Attraktivität 
Liechtenstein als Wohnsitzland für Aus­
länder vermindern helfen. Denn, so 
scheint es, nur über eine Kontrolle über 
den weiteren Zuzug von Ausländern 
kann längerfristig die angestrebte Drit­
telsgrenze wieder erreicht werden. 

Keine Ausländerfeindlichkeit 
Wenn nun die verabschiedeten Gesetzes­
bestimmungen in Kraft treten, was nach 
Ablauf der Referendumsfrist in den er­
sten Wochen des nguen Jahres geschehen 
dürfte, so sollte dabei nicht der falsche 
Eindruck erweckt ^werden, dass die Re-\ 
gierung mit diesen Zulassungsbeschrän­
kungen Ausländerfeindlichkeit demon­
strieren möchte oder allein über restrikti­
ve Bestimmungen die Ausländerfrage zu 
lösen gedenke. Nur, und dies dürfte zwei­
felsfrei klar sein, es ist leichter, auf diese 
Weise das Problem anzugehen, als etwa 
über den Weg der Einbürgerungspraxis 
oder die Freizügigkeitsbestimmungen mit 
der Schweiz. In Bern ist zwar bisher, wie 
Regierungschef Hans Brunhart bekannt­
gab, ein gewisses Verständnis für die 
liechtensteinischen Anliegen signalisiert 
worden. Ob  jedoch der Verhandlungs­
partner Volk bei der Frage der erleichter­
ten Einbürgerung für alteingesessene 

«Die Massnahmen, einerseits Im Rahmen der GewerbebewJlHgüngen, anderer­
seits beim Grunderwerb, sind freilich allein nicht in der4^ge,. das Ausländer­
problem zu lösen. Sie können jedoch der wachsenden Zahl der Neüzuzügler 
entgegenwirken, Indem sie die Attraktivität Liechtensteins als Wohnsitzland 
für Ausländer vermindern helfen.» Sinngemässe Wiedergabe des Votums von 
Regierungschef-Stellvertreter Hilmar Ospelt vor dem Landtag. 

Ausländer ebenfalls eine gewisse Bereit­
schaft zu Konzessionen erkennen lässt, 
erscheint zurzeit noch fraglich. 

Problem der kapitalmässigen 
Überfremdung 
Bei der Behandlung der Vorlage über die 
Abänderung des Gewerbegesetzes wurde 
ausser dem im Gesetzestext formulierten 
Anliegen noch ein anderer Aspekt in die 

Debatte geworfen, nämlich die Notwen­
digkeit zur Einschränkung der Kapital­
überfremdung. Denn nach dem seit 1975 
geltenden Gewerberecht können ausser 
an natürliche Personen auch an juristi­
sche Personen Gewerbebewilligungen er­
teilt werden, wenn dagegen aus volks­
wirtschaftlichen Erwägungen keine Ein­
wände erhoben werden können. Als 
volkswirtschaftlich relevante Gründe gel­
ten in diesem Zusammenhang die Ar­

beitsmarktlage, besonders aber das Be­
teiligungsverhältnis zwischen dem in das 
Unternehmen eingebrachten inländi­
schen und ausländischen^ Kapital. Der 
Gesetzestext deutet die sich aus dem Ge­
schäftskapital ergebende Problematik 
zwar unzweideutig an, lässt aber die Ant­
wort auf das effektiv noch verantwortba­
re Mass an ausländischem Kapital in die­
sem Beteiligungsverhältnis offen. Der 
Gesetzgeber wollte sich vor fünf Jahren 
in dieser Sache nicht festlegen, wohl mit 
der Überlegung, dass jegliche Vorschrift 
in dieser Richtung, so notwendig sie viel­
leicht im Interesse einer vernünftigen Ei­
genständigkeitspolitik wäre, an die Gren­
zen der in der  Verfassung gewährleisteten 
Handels- und Gewerbefreiheit stösst. 
Das Problem der kapitalmässigen Über­
fremdung gilt freilich nicht nur für die 
gewerblichen Unternehmen, sondern 
ebensosehr, wenn nicht noch gravieren­
der, auch für grössere, industrielle Be­
triebe. 

Noch offene Fragen 
Eine erste, die gewerbliche Gesetzge­
bung tangierende Massnahme zur Ein­
dämmung der zunehmenden Überfrem­
dung auf dem Gewerbesektor ist nun ge­
troffen worden. Die Verschärfung der 

! Zulassungsbestimmungen für Ausländer, 
' die ein eigenes Gewerbe betreiben wol-
' len. kann zweifellos bewirken, dass die 

Attraktivität unseres Landes für Neuzu-
; züger darunter leidet. Sofern ein schwei-
I zerischer Staatsbürger nunmehr zehn 

Jahre warten muss (die meisten Drittaus­
länder sogar 12 Jahre), bis er ein eigenes 
Geschäft eröffnen kann, wird mit Sicher­
heit auch die Überlegung im Vorder­
grund stehen, ob  sich diese Wartefrist 
lohnt. Auf  der anderen Seite kann von 
jenen, die diese Wartefrist auf sich neh­
men, angenommen werden, dass sie in 
«einem gefestigten Verhältnis zu unserem 
Land» stehen, wie das die Regierung 
schon in ihrem Bericht an den Landtag im 
Jahre 1975 ausgeführt hat. Ein Aspekt 
also ist angegangen worden, ein anderer, 
die kapitalmässige Überfremdung, harrt 
noch einer Lösung. Wie im Regierungs­
bericht jedoch angeführt, soll auch dieser 
Aspekt in naher Zukunft einer Überprü­
fung unterzogen werden. Die Problema­
tik der kapitalmässigen Überfremdung ist 
also erkannt, eine vernünftige, gegen alle 
Unzulänglichkeiten abgesicherte Lösung 
wird jedoch noch einige Zeit bis zur Rea­
lisierung beanspruchen. (G.M.) 

Rückblick 
auf 1980 
Was brachte das  Jahr 1980 für 
Liechtenstein? - Welche Ereignis­
s e  waren die markantesten und 
wichtigsten im Ablauf der  letzten 
zwölf Monate? - Im Innern der 
heutigen Ausgabe rufen wir Ihnen 
diese noch einmal in Wort und Bild 
in Erinnerung. Heute die Monate 
Januar bis und mit April. Morgen 
folgen die nächsten vier Monate 
und am Samstag d a s  letzte Jahres­
drittel 1980. 

5 Millionen Franken für Tiefbau-Projekte 
Landesvoranschlag 1981: Wichtige Bereiche des Investitionshaushaltes 
Von den insgessamt 51,8 Mio Franken, 
die die Regierung gemäss dem Landes­
voranschlag für 1981 in den Ihvestitions-
haushalt eingesetzt hat, entfallen fünf 
Millionen Franken in den Bereich des 
Tiefbausektors. Das sind rund 700 000 
Franken weniger als in der Landesrech­
nung für das Jahr 1979. Die Investitionen 
im Tiefbau betreffen vor allem Strassen-
neubauten und Strassenverbesserungen. 

Die nachfolgende Übersicht soll im 
Detail darüber informieren, in welche 
Projekte die fünf Millionen Franken flies-
sen werden: 

ÖBB-Überführung Schaanwald: 950 000 
Franken 
Die 350 m lange, 8,50 m breite Brücke in 
Schaanwald ist im Rohbau fertiggestellt. 
Das Bauprogramm 1981 beinhaltet die 
Strassenbauarbeiten zur Einbindung der 
Überführung in die Landstrasse Nendeln-
Schaanwald und Mauren-Schaanwald, so­
wie sämtliche Nebenarbeiten am Brük-
kenkörper, wie das Aufbringen von Isola­
tion und Fahrbahnbelag, Versetzen der 
Pflästerung und der Fertigelemente an 
den seitlichen Brüstungen, Anbringen 
der Schutzgeländer und Verlegen der 
Entwässerungseinrichtungen. Um die be­
fürchtete Unfallgefahr wegen Eisglätte­
bildung abzumindern, wird zur Zeit der 
erstmalige Einbau eines neuartigen, eis-

nemmenden Fahrbahnbelages ins Auge 
gefasst. Diskutiert wird auch die Installa­
tion einer Glatteiswarnanlage als zusätzli­
che Sicherheitseinrichtung. Die Ver­
kehrsübergabe ist auf September 1981 ge­
plant. 

Strasse Eintracht-Gemeindezentrum 
Eschen: 450.000 Franken 
Obwohl die Landbeschaffungs- und Aus-

lösungsverhandlungen für dieses 300 m 
lange Teilstück von der Eintrachtkreu-
zung bis zum Gemeindezentrum Eschen 
noch nicht abgeschlossen sind (2 Auslö­
sungsfälle noch offen), rechnet die Regie­
rung mit dem Baubeginn im Frühjahr 
1981. Die Gemeinde Eschen ihrerseits 
drängt seit 2 Jahren auf den Ausbau die­
ser für. sie wichtigen Verbindung zum 
Ortszentrum, wobei ihr Hauptanliegen 

die Ergänzung der Strasse durch beidsei­
tige Trottoirs darstellt. 

Lindenplatz-Friedhof, Schaan: 450 000 
Franken 
Nach langjährigen, zähen Verhandlungen 
scheint sich nun doch ein Ende der Aus-

Fortsetzung auf S/2 

Telefonieren wird billiger 
Spürbare Entlastung für Privathaushalte ab 1. Juli 1981 
Nach dem Willen des PTT-Verwal-
tungsrates soll telefonleren ab 
I.Juli 1981 Im Lokalberelch wäh­
rend den telefonverkehrsschwa­
chen Zeiten wieder billiger werden. 
Dies geht aus einem Pressekommu-
niqu6 des Schweizerischen Konsu­
mentenbundes (SKB) hervor. Die 
Zeitimpulstaxierung, die in den Jah­
ren 1978 und 1979 (In Liechtenstein 
1979) im Ortsbereich eingeführt 
wurde, brachte eine erhebliche Ver­
teuerung des Telefonlerens mit 
sich. Die Massnahme war noch In 
Zeiten geplant worden, als die 

Ergebnisse der PTT-Rechnung 
schlechter waren. Seither haben 
sich diese bekanntlich erheblich 
verbessert, weshalb die PTT-Tarife 
In verschiedenen Berelchen wieder 
ermässigt werden konnten. 
Diese Tarifsenkungen wirkten sich 
aber  bisher in weit grösserem Umfang 
zugunsten des  Geschäfts- und Beruf­
stelefonverkehrs aus als für den Priva-. 
thaushalt. Handelt e s  sich doch vor 
allem um Taxreduktionen für Aus­
landsgespräche und für Telexverbin­
dungen, abgesehen von der  Verlänge­
rung des  Zeittaktes für Ortsgespräche 

von 4,8 auf 6 Minuten und eine Taxre­
duktion für inländische Ferngespräche. 
Es ist erfreulich, dass  die PTT nun 
beabsichtigen, d a s  Gleichgewicht wie­
der  herzustellen und auch zugunsten 
der  Privathaushalte eine fühlbare Ent­
lastung der Telefonrechnung herbeizu­
führen. Die geplante Tarifreduktion 
wird eine Gebühreneinsparung von 
rund 47  Mio Franken bewirken. 

Das Telefon erfüllt wichtige soziale ünd 
gesellschaftliche Funktionen und för­
dert zwischenmenschliche Beziehun­
gen  aller Art. Es  erweist sich nament­
lich für Kranke, Alte und Hilfsbedürftige 
als unentbehrliches Mittel der  Kontakt­
pflege mit der Umwelt. Die Absicht der 
PTT wird deshalb sicher in weiten Krei­
s e n  auf besondere Sympathie stossen. 

Neu-Technikum 
Buchs 
Beteiligung am Grundlagentrakt 

|In seiner Sitzung vom 11. Dezember 1978 
hat der Landtag die Zustimmung für den 
'Beitritt zur Vereinbarung über den Bau 
eines Grundlagentraktes beim Neutech-
nikum Buchs (NTB) erteilt und den er-

: forderlichen Kredit von 443 440 Franken 
zur Deckung der anteilig auf Liechten­
stein entfallenden Bau- und Einrichtungs­
kosten bewilligt. Die Bauarbeiten am 
NTB verlaufen bekanntlich terminge­
recht und es ist bereits im Herbst kom­
menden Jahres mit der Fertigstellung des 
Grundlagentraktes zu rechnen. Die End­
abrechnung dürfte 1982 vorliegen, so dass 
noch eine Quote von rund 20 Prozent des 
Baukostenanteils zur Begleichung im Fol­
gejahr offen bleiben wird. Für die anteils-
mässige Beteiligung für das Jahr 1981 
sind 282 000 Franken budgetiert worden. 

Studiendarlehen 
i 660 000 Franken für Ausbildung 
i Wie den Erläuterungen zur Investitions-
jrechnung des Landesvoranschlages 1981 
! zu entnehmen ist, sind für das kommende 
i Jahr insgesamt 660 000 Franken für Stu-
! diendarlehen ah liechtensteinische Stu-
jdenten bereitgestellt worden. Das Be-
; zugsrecht an Studiendarlehen wird 1981 
irund 1 Mio Franken betragen.^ Erfah-
| rungsgemäss wird dieses Recht nur zum 
Teil ausgenützt, hauptsächlich von Hoch­
schülern. Der budgetierte Betrag von 
660 000 Franken beruht auf den bisheri­

g e n  Erfahrungswerten, welche eine Aus-
• nützung der Darlehenszusage mit rund 
zwei Dritteln ausweisen. 

Europarat 
Beteiligung am 
Wiedereingliederungsfonds 
Der Landtag hat im Mai 1978 der Ver­
doppelung der Kapitalbeteiligung am 
Wiedereingliederungsfonds des Europa­
rates durch Zeichnung weiterer Anteil­
scheine im Betrage von 10 000 Dollar 
zugestimmt. Die Liberierung des Kapitals 
wurde vorerst aufgeschoben. Der Budge­
tierte Kredit in Höhe von 20 000 Franken 
dient der allfälligen Abberufung der Ka­
pitaldotierung im kommenden Jahr. 

i 
! FIS-Slalom und -Riesenslalom 

Petra hinter 
Nadig Zweite 
Ursula Konzett auf Rang 4 
Dank zweitbester Laufzeit im ersten 
Durchgang und einem dritten Rang im 
zweiten Lauf belegte die 19jährige Plan-
knerin Petra Wenzel den ausgezeichneten 
zweiten Schlussrang beim FIS-Riesensla-

ilom in Schwyz. Als Siegerin Hess sich 
Marie-Theres Nadig ausrufen, die in bei­
den Läufen Bestzeit markierte. Die 
Triesnerin Ursula Konzett plazierte sich 
schlussendlich auf dem vierten Rang 
(Dritte im ersten und Sechste im zweiten 
Durchgang). 24 Stunden zuvor schloss 
Petra einen FIS-Slalom im luzernischen 
Flühli recht erfolgreich ab: Rang 5 hinter 
Siegerin Erika Hess, Brigitte Glur, Kron-
bichler ( ö )  und Nansoz. 
Das Klassement des FIS-Riesenslaloms: 
1. Nadig (Sz) 2:23,07 (1:14,59/1:08,48), 2. 
Petra Wenzel (Lie) 2:24,10 (1:15,10/ 
1:09,00), 3. Hess (Sz) 2:25,49 (1:16,69/ 
1:08,80), 4. Konzett (Lie) 2:25,50 
(1:15,79/1:09,71), 5. Doris De Agostini 
(Sz) 2:25,51 (1:15,82/1:09,69), 6. Gtur 
(Sz) 2:25,80 (1:16,20/1:09,60). 


